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6. Geseu: Besoldungsordnung 1967; Anderung (16. Novelle zur Besoldungsordnung 1%7). 

6. l 
Gesetz vom 12. Dezember 1978, mit dem 1 

die Besoldungsordnung 1967 gelindert 
wird (16. Novelle zur Besoldungsordnung 

1967) 

Der Wiener Landtag hat beschlossen: 

Artikel I 

Die Besoldungsordnung 1967, LGBI. für Wien 
Nr. 18/1967, in der Fassung der Landesgesetze 
LGBI. für Wien Nr. 30/1967, 34/1967, 26/1968, 
45/1969, 15/1971, 4/1972, 10/1972, 6/1973, 
18/1974, 55/1974, 24/1976, 9/1977, 28/1977, 
7/1978 und 26/1978 wird wie folgt geändert: 

1. § 3 Abs. 3 hat zu lauten: 

„(3) Neben den Monatsbezügen gebührt dem 
Beamten für jedes Kalenderhalbjahr eine Sonder­
zahlung in der Höhe des Monatsbezuges, auf 
den er für den Monat der Fälligkeit der Sonder­
zahlung Anspruch hat. Besteht nicht für das 
ganze Kalenderhalbjahr, für das die Sonder­
zahlung gebührt, Anspruch auf den vollen 
Gehalt als Beamter oder als Vertragsbediensteter 
der Stadt Wien, so gebührt der verhältnismäßige 
Teil der Sonderzahlung." 

2. Dem § 3 ist folgender Abs. 4 anzufügen: 

„(4) Die für das erste Kalenderhalbjahr gebüh­
rende Sonderzahlung ist am 1. Juni, die für das 
zweite Kalenderhalbjahr gebührende Sonder­
zahlung ist am 1. Dezember fällig. Scheidet ein 
Beamter außer in den r,.{onaten Juni oder Dezem­
ber aus dem Dienststand aus, so ist die Sonder­
zahlung an dem Tag fällig, mit dessen Ablau( 
er aus dem Dienststand ausscheidet; dies gilt' 
:nicht,, wenn unmittelbar anschließend ein anderes 
Dienstverhältnis zur Stadt Wien begründet wird." 

3. § 4 hat zu lauten: 

„Haushaltszulage 

2. der nicht verheiratete Beamte, dessen Haus­
halt ein Kind angehört, für das dem Beamten 
ein Stcigerungsberrag gebührt, 

3. der Beamte, dessen Ehe geschieden) aufge­
hoben oder für nichtig erklärt worden ist, 
wenn er verpflichtet ist, !Ur den Unterhalt 
seines früheren Ehegatten aufzukommen 
oder dazu mindestens 150 S monatlich beizu­
tragen. 

(3) Der Grundbetrag der Haushaltszulage 
beträgt monatlich 

1. 40 S für den Beamten, der nur nach Abs. 2 
Z. 1 anspruchsberechtigt ist, wenn weder 
ihm noch seinem Ehegatten ein Steigerungs~ 
betrag gebührt und der Ehegatte über 
eigene Einkünfte verfügt, die die Hälfte 
des Anfangsgehaltes der Verwendungs­
gruppe C erreichen; 

2. 150 S in allen übrigen Fällen. 

(4) Dem Beamten gebührt jedoch abweichend 
von den ,Abs. 2 und 3 insoweit kein Grundbetrag, 
als sein Ehegatte Anspruch auf einen Grund­
betrag oder eine ähnliche Leistung aus einem 
Dienstverhältnis zu einer inländischen Gebiets­
körperschaft hat. Hiebei geht der früher ent­
standene ... ~nsp:ruch dem später entstandenen 
vor; bei gleichzeitigem Entstehen der Ansprüche 
geht der Anspruch des älteren Ehegatten vor. 

(5) Ein Steigerungsbetrag von 150 S monatlich 
gebührt soweit in den Abs. 6 bis 12 nichts 
anderes bestimmt ist für jedes der folgenden 
Kinder: 

1. eheliche Kinder, 
2. legitimierte Kinder, 
3. Wahlkinder, 
4. uneheliche Kinder, 
5. Stiefkinder, wenn sie dem Haushalt des 

Beamten angehören, 
6. sonstige Kinder, wenn sie dem Haushalt 

des Beamten angehören und der Beamte 
überwiegend für die Kosten des Unterhaltes 
aufkommt. § 4. (1) Die Haushaltszulage besteht aus dem 

Grundbetrag und den Steigerungsbeträgen. 
(6) Der Anspruch auf den Steigerungsbetrag 

(2) Anspruch auf den Grundbetrag der Haus- endet, soweit in den folgenden Absätzen nichts 
haltszulage hat 1 anderes bestimmt ist mit dem Ablauf des Monates 

1. der verheiratete Beamte, \in dem das Kind das 18. Lebensjahr vollendet: 
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